
WIEN – Bei einer Impf-
pfl icht kann es zu einer 
grösseren Skepsis gegen-
über der gesamten Impf-
politik kommen, hiess es 
bei einer Online-Diskus-
sion des Wissenschafts-
fonds FWF und der Wie-
ner Zeitung.

«Wir sprechen ein 
bisschen viel über eine 
sehr kleine Gruppe, die 
sich fürchtet», sagte die 
Sozialwissenschaftlerin 
Katharina Paul von der 
Universität Wien im Zuge 
der Diskussion. Gemeint 
waren damit Impfgegner, 
denen medial viel mehr 
Platz geboten werde als 
jenen Menschen, die sich 
tatsächlich  gegen  eine 
Krankheit impfen lassen.

Sie zitierte dabei aus 
einer aktuellen repräsentativen Um-
frage des Austrian Corona Panel 
Projects der Universität Wien, wo-
nach sich fast die Hälfte der 1’500 
telefonisch Befragten gegen das 
Coronavirus impfen lassen würde, 
sobald es einen Impfstoff gibt. Eine 
Impfpfl icht gegen das Virus würden 
dagegen nur 37 Prozent unterstüt-
zen. 

Skandinavische Länder 
als Vorbild

Am Beispiel Skandinavien er-
klärte die Immunologin Ursula 
Wiedermann-Schmidt, dass es mit 
zusätzlichen Informationsangeboten 
und mehr Bildung im Bereich der 

Impfpolitik zu höheren Impfraten 
kommen kann. «Man sieht, dass 
diese Länder immer ohne Impf-
pfl icht ausgekommen sind und 
trotzdem eine hohe Durchimp-
fungsrate haben.»

In Österreich müsse man laut 
Paul genau daran arbeiten. Beson-
ders die Hausärzte, die die Impfung 
tatsächlich  durchführen,  müssten 
als Informationsplattform dienen. 
An  der  Bereitschaft  daran  mangle 
es nicht, aber «Fragen haben oft 
keinen Platz beim kurzen Termin 
für  die  tatsächliche  Impfung»,  er-
läuterte die Expertin.

Auch das praktische Vorgehen 
bei der Impfung müsse überdacht 

werden. Als Beispiel nannte Paul 
jene gegen die Infl uenza, die extra 
in der Apotheke abgeholt und in die 

Arztpraxis gebracht wer-
den muss. «In anderen 
Ländern wird auch in der 
Apotheke  geimpft  oder 
durch  Pflegepersonal», 
sagte Paul und betonte, 
dass dadurch Hürden ge-
nommen  werden  könn-
ten, die Menschen aktuell 
von einer Impfung abhal-
ten.

Italien will Impfstoff 
herstellen

Italien rüstet sich der-
weil für die Produktion 
eines  Anti-COVID-19-
Impfstoffes. «In Europa ist 
die Forschung in Sachen 
Impfstoff wesentlich fort-
geschrittener als in den 
USA. Wir planen damit, 
dass ein substanzieller Teil 
des Impfstoffes in Italien 

hergestellt wird», sagte Walter Ricci-
ardi, Mitglied der Weltgesundheits-
organisation (WHO), im Interview 

mit dem italienischen Fernsehsen-
der «RAI 3» am Mittwoch.

Die Universität Oxford und der 
italienische Pharmakonzern IRBM 
haben bereits mit der klinischen Stu-
die eines möglichen Corona-Impf-
stoffes begonnen, der bei einem Er-
folg im Herbst zur Verfügung stehen 
könnte. «Die Entwicklungsphase ist 
fortgeschritten. Im Herbst oder 
Winter könnten die ersten Dosen 
Impfstoff zur Verfügung stehen», 
sagte Ricciardi.

Der Experte hält ein Wiederauf-
fl ammen der Pandemie im Oktober 
für möglich. «Niemand kann zwar 
diesbezüglich 100-prozentig sicher 
sein. Wir halten es aber für unwahr-
scheinlich, dass das Virus verschwin-
det», so Ricciardi. Italien gehört zu-
sammen mit Grossbritannien und 
Spanien zu den am stärksten von der 
Corona-Pandemie betroffenen Län-
dern in Europa. DT
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Impfpfl icht: besser informieren als zwingen
Laut Experten können umfassende Informationsangebote zum Thema Impfen zu mehr Impfbereitschaft führen.
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ANZEIGE

BERN – Vermittlertätigkeiten im 
Bereich der Krankenversicherung 
sollen stärker reglementiert werden. 
An seiner Sitzung vom 13. Mai 2020 
hat der Bundesrat eine Gesetzesvor-
lage in die Vernehmlassung ge-
schickt, die ihm die Kompetenz ein-
räumt, die Vereinbarung zwischen 
den Versicherern zur Vermittlertä-
tigkeit allgemein verbindlich zu er-
klären. Die telefonische Kaltakquise 
wird damit verboten und die Vergü-
tung der Vermittler begrenzt. 

Gegenwärtig regeln die Versiche-
rer den Tätigkeitsrahmen ihrer Ver-
mittler selbst und auf freiwilliger 
Basis. Während die von den Versi-
cherern festgelegten Regeln bis anhin 
nur für diejenigen Versicherer ver-
bindlich sind, die sie unterzeichnen, 
erhält der Bundesrat durch die Ge-

setzesänderung  die  Kompetenz, 
diese Regeln für alle Versicherer so-
wohl in der obligatorischen Kran-
kenversicherung als auch in der Zu-
satzversicherung allgemein verbind-
lich zu erklären. Dies betrifft die Be-
grenzung bei der Vergütung der 
Vermittler, ihre Ausbildung, das Ver-
bot der telefonischen Kaltakquise 
sowie die Erstellung und Unterzeich-
nung eines Gesprächsprotokolls mit 
dem Kunden. Bei Nichteinhaltung 
sind Sanktionen vorgesehen. 

Die Vorlage bedingt eine Ände-
rung des Versicherungsaufsichts-
gesetzes (VAG) und des Krankenver-
sicherungsaufsichtsgesetzes (KVAG). 
Das Vernehmlassungsverfahren dau-
ert bis 3. September 2020. DT
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Krankenversicherung: 
telefonische Kaltakquise verboten

Strengere Reglementierung der Vermittlertätigkeiten 
durch den Bundesrat.
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